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MordamAmmersee:
SuchenachMotiv

Herrsching – Die tödliche Mes-
ser-Attacke auf einen 74-Jähri-
gen in Herrsching am Ammer-
see gibt den Ermittlern weiter
Rätsel auf. Sie suchen nach ei-
nemMotiv. „Es ist ein sehr un-
gewöhnlicher Fall“, sagte Mi-
chael Graf, Sprecher des Poli-
zeipräsidiums Oberbayern
Nord.Wannder bei Paris unter
Tatverdacht festgenommene
MannnachDeutschlandausge-
liefert wird, ist derzeit offen.
Der 22-jährige Serbe soll am12.
Juli gegen 21.20 Uhr bei einem
Ehepaar im Herrschinger Orts-
teil Mühlfeld geklingelt und ei-
nen 74-Jährigen erstochen ha-
ben. Die 65-jährige Ehefrau
flüchtete zu einem Nachbarn.
Gestohlen wurde nichts – und
es gab keine Verbindung zwi-
schen dem mutmaßlichen Tä-
terunddemOpfer.

HoherSchaden
durchVandalismus

Passau – Rund 120 000 Euro
Sachschaden soll eine Frau in
den vergangenen Monaten in
Passau durch Vandalismus an
Autos verursacht haben. Die
Polizei nahm die 65-Jährige in
der Nacht zu Montag auf fri-
scher Tat fest. Sie hatte gerade
mit einem spitzen Gegenstand
die rechte Beifahrerseite eines
am Straßenrand geparkten
Wagens zerkratzt. Seit Anfang
dieses Jahres registrierten die
Ermittler in der Passauer Alt-
stadt rund 30 Fälle von Sachbe-
schädigungenanAutos.Siever-
dächtigendie Frau, für all diese
Tatenverantwortlichzusein.

ZweiMännernach
Unfall inU-Haft

Unterdietfurt – Nach einemUn-
fall mit einer getöteten Motor-
radfahrerin in Niederbayern
sind zwei Männer in Untersu-
chungshaft gekommen. EinEr-
mittlungsrichter erließHaftbe-
fehle gegen die zwei 19-Jähri-
genwegen des dringenden Tat-
verdachts der fahrlässigen
TötungsowiederTeilnahmean
einemverbotenenAutorennen
und Gefährdung des Straßen-
verkehrs. Die Männer sollen
sichAnfang Juli auf der B388 in
UnterdietfurteinRennengelie-
ferthaben,beidemeine22-jäh-
rige Motorradfahrerin ums Le-
ben kam. Einer der Autofahrer
soll in einer lang gezogenen
Kurve zum Überholen in den
Gegenverkehrgelenkthaben.

Klimaaktivisten
ziehenum

Reichling – Nach über vier Jah-
ren Dauerprotest wird das Kli-
macamp am Augsburger Rat-
haus abgebaut. Die Verände-
rung fällt zusammen mit der
Sperrung des Rathauses. Wie
die Aktivisten des Camps mit-
teilten, wollen sie sich anstelle
desDauercampskünftig fürde-
zentrale Pop-up-Klimacamps
undandereAktioneneinsetzen
– immer dort, wo aus ihrer
Sicht klimapolitisch etwas
falsch läuft. Unter anderem
geht es für die Aktivisten nach
Reichling im Kreis Landsberg
am Lech, wo sie imAugust den
ProtestderBürgergegendiege-
planten Erdgasbohrungen un-
terstützenwollen. kuc

MehrProstituierte
nachderPandemie

München – Die Zahl der gemel-
deten Prostituierten in Bayern
ist im vergangenen Jahr um et-
wa zehn Prozent gestiegen.
Zum 31. Dezember 2023 waren
es 4968, rund 400mehr als En-
de 2022, teilt das Statistische
Landesamtmit. Verglichenmit
den JahrenvorderCorona-Pan-
demie sind die Zahlen jedoch
niedrig. 2019 gab es mehr als
8000 angemeldete Prostituier-
te.DiemeistenSexarbeitenden
gibtesmit1729inMünchen,ge-
folgt vonNürnberg (993). Rund
drei Viertel sind zwischen 21
und45 Jahrealt.

IN KÜRZE

Dillingen – An diesem Ort ver-
mutetman nicht dasmoderns-
te deutsche KI-Kompetenzzen-
trumfürSchulen:Dasehemali-
ge Kapuzinerkloster im schwä-
bischen Dillingen ist 400 Jahre
alt.DerFreistaathatdasKloster
gründlich renovieren lassen.
Dabei hielt digitale Technolo-
gie Einzug. Eine Abteilung für
virtuelle Realität, ein futuristi-
sches Lernlabor mit 3-D-Druck
und Serious Games und, jetzt
ganz neu, das sogenannte KI-
Kompetenzzentrum. Es gehört
zur Akademie für Lehrerfort-
bildung und Personalplanung
(ALP) inDillingen.Es istdiezen-
trale Lehrer-Fortbildungsstätte
in Bayern. Jährlich 25000 Leh-
rer kommen zu Fortbildungen
vor Ort, zudem gibt es 200000,
die online teilnehmen. AusDil-
lingen kommt jetzt der KI-As-
sistent, der ab kommendem
Schuljahr jedem bayerischen
Lehrer zur Verfügung stehen
soll.
Die meisten anderen Bun-

desländer planen den Einzug
generativer KI in die Klassen-
zimmer erst noch. Bayern
macht zum neuen Schuljahr
Nägel mit Köpfen. Jede Schule
verfügt dann über ein eigenes
Budget für Künstliche Intelli-
genz. Zusätzlich bekommen
die 127000 Lehrkräfte einen KI-
Assistenten an die Seite. Der
virtuelle Hilfslehrer hilft den
Pädagogen,denUnterrichtvor-
zubereiten. Die KI spuckt zum
Beispiel einen Einstieg für eine

Stunde zum Thema Energie-
verbrauch aus. Oder sie schlägt
dem Lehrer eine ganze Unter-
richtsreihe über Demokratie
vor.
Das Besondere an der KI-As-

sistenz aus Dillingen ist, dass
sie mit Dokumenten gefüttert
wird, die speziell für den Frei-
staat gelten. Das bedeutet, dass
der digitale Begleiter der Lehr-
kräfte nicht das übliche Plap-
permaulChatGPT ist.DieKI für
Bayerns Lehrer greift zunächst
auf den weiß-blauen Lehrplan
oder die wichtigsten gesetzli-
chen Vorschriften des Landes
für die Schulen zu. Das soll die
Fehlerquote deutlich reduzie-
ren. Allerdings: Fehlerfrei ist
auch die Dillinger KI nicht.
Letzte InstanzbeiderKontrolle
istundbleibtdieLehrkraft.
Mit dem KI-Assistenten

macht sichBayernzugleichun-

abhängig von den Plänen der
Konferenz der Kultusminister
(KMK). Die KMK schreibt gera-
de noch an einer Handlungs-
empfehlung, die im Herbst be-

schlossen werden soll. Nach
dem vorläufigen Entwurf wol-
lendie Schulminister zunächst
alle pädagogischen, techni-
schen und rechtlichen Voraus-

setzungen klären, bevor sie KI
in die Klassen- und Lehrerzim-
mer holen. Bayern bietet sei-
nen Schulen die KI-Anwen-
dung also bereits an, wenn die
Taskforce der KMKnoch disku-
tiert. Nur die Bundeslän-
der Mecklenburg-Vorpom-
mern, Sachsen-Anhalt und
Rheinland-Pfalz lassen Künstli-
che Intelligenz schon in den
Unterricht.
Der Kopf hinter der bayeri-

schenKI-Lösung fürSchulen ist
Alfred Kotter. Der Direktor der
Dillinger Akademie hatte die
Planstellen für Künstliche In-
telligenz schon beantragt, da
wardieberühmteersteVersion
vonChatGPT desUS-Unterneh-
mens OpenAI noch gar nicht
auf dem Markt. Er rechnet da-
mit, sagt er imGespräch, „dass
wir mit AR und VR sowie mit
Künstlicher Intelligenz schon

bald in ganz neue Dimensio-
nen des Lernens vorstoßen
können. Es wird mittelfristig
dann zumBeispiel so sein, dass
die KI in den Selbstlernkursen
derAkademie sichdenLernwe-
gen der jeweiligen Lehrkraft
anpasst.“
Kotter sieht sich als Streiter

für die Konkurrenzfähigkeit
staatlicher Stellen bei KI-An-
wendungen. Das Land als
Dienstherr müsse gewährleis-
ten, dass seine Lehrkräfte auf
alle KI-Tools gut vorbereitet
sind, die der Markt anbietet.
Deswegen stört er sich auch
daran, wenn auf pädagogi-
schen Kongressen „Werbung

für einzelne private Anbieter
gemacht wird – und die An-
strengungen der pädagogi-
schen Landesinstitute keine
Rolle spielen“.
Kotter hat seine Dissertation

einst über „Ressourcenknapp-
heit als Motiv staatlichen Han-
delns“ am Beispiel einer Saline
geschrieben. Eine Doktorar-
beit heute würde er unter das
Motto stellen: „Zukunftsfähig-
keit als Motiv staatlichen Han-
delns“. Er geht nun in den Ru-
hestand. Er habemitunter den
Eindruck,dassermitderrasan-
ten technologischen Entwick-
lung bei KI nicht mehr mithal-
ten kann. „Wenn man das Ge-
fühl hat, fachlich nicht mehr
Impulsesetzenzukönnen,soll-
temanKonsequenzenziehen.“

Bayerns Lehrer erhalten Zugriff auf KI

VON CHRISTIAN FÜLLER

Eine KI, die auf den baye-
rischen Lehrplan zugreift –
das ist keine Utopie mehr.
Lehrkräfte in Bayern kön-
nen im neuen Schuljahr
Künstliche Intelligenz
verwenden. Das staatliche
KI-Kompetenzzentrum für
Schulen in Dillingen hat
alles vorbereitet.

Das KI-Kompetenzzentrum ist an der Lehrer-Akademie in Dillingen angesiedelt. ALP (2)

Lehramtsstudentinnen bei der Planung des Unterrichts mit Ta-
blets. WALTRAUD GRUBITZSCH/PA

” Wir können in
neue Dimensionen des

Lernens vorstoßen

Alfred Kotter

München – Jedes Jahr im Som-
mer zieht der VdK eine sozial-
politische Bilanz. Viele der For-
derungen aus dem letzten Jahr
habe die Staatsregierung bis-
her nicht umgesetzt, kritisiert
die Präsidentin und Landesvor-
sitzende Verena Bentele. Also
legtesiederPolitikgesterneine
neueTo-do-Listevor.Daraufste-
hen unter anderem das Recht
auf einen Tagespflegeplatz, ei-
ne feste Quote zur Kurzzeit-
pflege in den Heimen, eine
Neuausrichtung der Bauord-
nung mit einer Verpflichtung
zur Barrierefreiheit oder ein
Sozialticket für 29 Euro beim
ÖPNV. Ein durchweg schlech-

tes Zeugnis wollte Bentele der
Staatsregierung aber nicht aus-
stellen. „Sie ist bei unserer
langjährigen Forderung nach
einem flächendeckenden An-
gebot von Pflegestützpunkten
ein ganzes Stück vorangekom-
men“, lobte sie. 54 von 71Land-
kreisen bieten diese Beratung
inzwischenan.
Auch bei den Entlastungs-

leistungenfürPflegebedürftige
konnte Bentele in einem Ge-
spräch mit Bayerns Gesund-
heitsministerin Judith Gerlach
(CSU) kleine Verbesserungen
erreichen, berichtet sie. Viele
Betroffene könnten denBetrag
von 125 Euro pro Monat für

haushaltsnahe Dienstleistun-
gen kaum einlösen, weil es zu
wenige Anbieter gebe, die mit
der Pflegekasse abrechnen
können. Nun soll die Registrie-
rung unkomplizierter und die
Regelung für Betroffene groß-
zügiger werden. Auch die VdK-
Forderungen nach einer unab-
hängigen Landesfachstelle für
Barrierefreiheit und der Ein-
führung eines bayerischen Ge-
hörlosengeldeshabenes inden
Koalitionsvertraggeschafft.
Wenn es um Karl Lauter-

bachs geplante Krankenhaus-
reform geht, verliere sich die
Staatsregierungjedochineiner
grundsätzlich oppositionellen

Haltung zur Bundesregierung,
urteilt Bentele. Sie wirft Bay-
erns Politikern vor, strukturel-
le Veränderungen in der Kran-
kenhauslandschaft im Frei-
staatzublockierenundmitdie-
ser Haltung langfristig die
Versorgungssicherheit zu ge-
fährden.Stattwiebeispielswei-
se Nordrhein-Westfalen eine
vernünftige Planung für die
Umgestaltung auf den Weg zu
bringen, würde Bayern viel
Geld in bestehende Strukturen
investieren. „Eine absurde Ver-
schwendung von Steuergel-
dern“, denn das Geld fließe in
Kliniken,diederReformmögli-
cherweise gar nicht standhal-

ten werden. Es gebe in Bayern
vor allem kleine Krankenhäu-
ser, 80 Prozent der Kliniken
rechnen mit roten Zahlen.
Schließungen, Verkäufe anpri-
vate Träger und Fusionen fän-
den längst statt. Der VdK sei
nichtpauschal fürKlinikschlie-
ßungen, betonte Bentele.
„Aber das ,Einfach weiter so‘
der Staatsregierung wird der
Gesundheitsversorgung inBay-
ernaufDauerschaden.“
Grundsätzlich fordert Bente-

lemehrSachlichkeit indenDe-
batten. Vor allem beim Thema
Bürgergeld. „Wir wissen von
unserenMitgliedern: Diemeis-
ten Menschen wollen nicht

vom Staat abhängig sein. Pau-
schales öffentlich vorgetrage-
nes Misstrauen und Sanktions-
androhungen setzen bedürfti-
ge Menschen ungerechtfertigt
herab.“
Der VdK Bayern gewinnt pro

Tag 200 Mitglieder dazu, be-
richtet Landesgeschäftsführer
MichaelPausder.DerSozialver-
band ist inzwischen doppelt so
groß wie der FC Bayern. Da-
durch steigen auch die Bera-
tungszahlen, die Klagen und
Widersprüche. Sehr viele sind
erfolgreich, berichtet Pausder:
„2023 haben wir 120 Millionen
EuroanNachzahlungenfürun-
sereMitgliedererstritten.“ kwo

VdK stellt Staatsregierung schlechtes Zeugnis aus
Sozialverband wirft Politik vor, mit Blockadehaltung bei Krankenhausreform die Versorgung zu gefährden

München –DieZahlen sindalar-
mierend: Das Landesamt für
Verfassungsschutz zählt für
das vergangene Jahr 1867 Straf-
taten im Bereich der rassisti-
schen, antisemitischen, homo-
phob und frauenfeindlich mo-
tivierten Hasskriminalität –
der höchste Stand seit Beginn
derErfassung imJahr2012.
Mit 589Delikten,darunter15

Gewalttaten, sind antisemiti-
scheStraftatenumrund65Pro-
zent gestiegen. Mit ein Grund:
der Überfall der Hamas vom 7.
Oktober auf Israel undProteste
rundumdiesenKonflikt. Eben-
so rasant gestiegen ist die Ge-
walt gegenüber Flüchtlingen:
von 1073 (2022) auf 1682 (2023).
Es sind Zahlen, die die Frakti-
onsvorsitzende der Grünen,
Katharina Schulze, und ihren
Kollegen Cemal Bozoglu sor-
gen. Denn die Zahlen der ge-
meldeten rechtsextremisti-

schenStraftatenzwischenPoli-
zei und Verfassungsschutz ge-
henweitauseinander.
Wie das sein kann? Bozoglu

fordertnähereErklärungenda-
zu ein. Eine zentrale Ursache
sieht Schulze aber in der unter-
schiedlichen Erfassung poli-
tisch motivierter Kriminalität.
Jedes Bundesland mache das
einwenigeanders,esgebekein
einheitliches System. Was als
rechtsextrem eingestuft wird,
muss am Ende immer der ein-
zelne Polizist entscheiden. Für

Schulzeistklar:„DiesesSystem
gehört reformiert.“
Sorge bereitet ihr auch die

hoheZahlderuntergetauchten
Rechtsextremisten:143werden
per Haftbefehl gesucht – bis-
langohneErfolg seitensderBe-
hörden. Das könne nicht sein,
so Schulze. Sie fordert: „Mehr
Geld für Prävention und starke
Sicherheitsbehörden.“ An die-
ser entscheidenden Stelle dür-
femannicht sparen.
In ihrem Zehn-Punkte-Plan

gegen Rechtsextremismus ist
auch das ein wichtiger Aspekt.
Zentral aber: Der Umgang mit
der AfD. „Die AfD ist eine Par-
tei, die Krawall und Chaos stif-
ten und unsere Demokratie
zersetzen will“, sagte Schulze.
„DiePrüfungeinesAfD-Verbots
ist unverzichtbar.“ Auch die Ju-
gendorganisation und andere
parteinahe Vereine gehörten
überwacht. LISA METZGER

Rechte Gewalt auf Rekordhoch
1867 Taten in einem Jahr – Zehn-Punkte-Plan der Grünen

Katharina Schulze
Grünen-Abgeordnete

München – Die Uhr tickt. Die
Rettung der insolventen Maro-
Genossenschaft muss schnel-
ler über die Bühne gehen als
von vielen Beteiligten gedacht.
Unter anderem ging Florian
Streibl, Fraktionsvorsitzender
der FreienWähler im Landtag,
davonaus,dassdiefinanziellen
Zusagen bis Ende des Jahres
vorliegen müssen. Ein Irrtum.
DenndasGeld,das zurFortfüh-
rung des Maro-Betriebs benö-
tigt wird, muss bereits im Sep-
tember auf ein Treuhandkonto
überwiesen werden, bestätigt
Insolvenzverwalter Ivo-Mei-
nert Willrodt von der Pluta
Rechtsanwalts GmbH auf
Nachfrage.
Die finanziellen Zusagen zur

Rettung der Maro müssen also
bis zum 31. August beim Insol-
venzverwalter vorliegen. Ge-
brauchtwerdenvierMillionen,
besser fünf Millionen Euro.

„Die Gelder müssen im Sep-
tember eingezahlt werden. Sie
müssen vorhanden sein, bevor
der Insolvenzplan im Herbst
bei Gericht eingereicht wird“,
erklärt Insolvenzverwalter Ivo-
Meinert Willrodt. Bis dato lie-
gen dem Sanierungsexperten
finanzielle Zusagen in Höhe
von 1,8 Millionen Euro vor.
Reicht die Summe nicht, wird
dieMaroabgewickelt.
Die Rettung derMaro schien

für Getrud Banholzer „auf ei-
nem guten Weg“. Sie arbeitete

für die Genossenschaft in Ohl-
stadt im Keis Garmisch-Parten-
kirchenundbereiteteMieter in
monatlichenSitzungenaufdas
Zusammenleben in den Maro-
Immobilien vor. Inzwischen ist
Banholzer nach eigenen Wor-
ten freigestellt – engagiert sich
aber weiter für die Bewohner.
„Wie sollen wir das schaffen in
so kurzer Zeit? Noch dazu kurz
vor den Sommerferien, wo vie-
lewichtigeAnsprechpartner in
Urlaubgehen?“, fragt sie.
Die Mieter, in ganz Süd-

deutschland sind es etwa 700,
sowie die weiteren rund 1400
Mitglieder der Genossenschaft
lassen nichts unversucht. Ban-
holzer: „Wir leeren unsere
Sparschweine, Bekannte und
Freundehelfen, vermögendere
Mitglieder zahlen für weniger
Vermögende mit. Doch ob wir
sodiegeforderteSummeschaf-
fen, steht indenSternen.“ cce

Knapper Zeitplan für Maro-Rettung
Vier Millionen Euro müssen bis 31. August bereitstehen

Ivo-Meinert Willrodt
Insolvenzverwalter


